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Abschlusssitzung der Gemeindefinanzkommission: Gemeindetag zieht Bilanz
Städte und Gemeinden werden entlastet

Erfolge bei der Gewerbesteuer, bei der Grundsicherung und beim Bürokratieabbau
Stuttgart. Der Gemeindetag Baden-Württemberg begrüßt das Ergebnis der Gemeindefinanzkommission und erkennt wichtige  Signale des Bundes. „Die Städte und Gemeinden können auch künftig auf die Gewerbesteuer zählen“, erklärte der Präsident des baden-württembergischen  Gemeindetags Roger Kehle. Damit hätten sich die Kommunen in der Kommission mit einer der zentralen Forderungen durchsetzen können. Für das Ziel, die Gewerbesteuer auch auf freie Berufe zu erstrecken und sie so zu stärken, werde sich die kommunale Seite weiter stark machen.  
Auch die jetzt vereinbarte schrittweise Übernahme der Kosten der Grundsicherung wertete Roger Kehle als ein wichtiges Signal für die Städte und Gemeinden. „In der Kommission hat sich nach anfänglicher Ablehnung durch den Bund die Erkenntnis durchgesetzt, dass es für einen Ausweg aus der kommunalen Finanzmisere eine Reduzierung der Ausgaben geben muss“. Seit der Wiedervereinigung, so Kehle, hätten sich die kommunalen Sozialausgaben fast verdoppelt und im Jahr 2010 auf rund 43 Milliarden Euro addiert. „Die notwendigen Entlastungen der Kommunen bei den Sozialausgaben müssen deshalb auch weiterhin auf der Agenda stehen“.

Positiv hervorzuheben ist der in der Kommission erarbeitete Ansatz zum Bürokratieabbau. Auch wenn damit zunächst keine spürbaren finanziellen Entlastungen verbunden seien, so sei dies dennoch ein wichtiger und sinnvoller Schritt.  

Der Gemeindetag begrüßt auch die vorgesehenen Verbesserungen der Gesetzesfolgenabschätzung. Wenn künftig die finanziellen Folgen von Gesetzen bereits im Gesetzgebungsverfahren möglichst präzise eingeschätzt werden können, schaffe das mehr Transparenz. „Eine ernsthafte Beteiligung  der Kommunen an der Rechtsetzung des Bundes ist deshalb ein richtiger Schritt, um auch in der Bevölkerung keine Erwartungen zu wecken, die letztendlich nicht erfüllt und nicht finanziert werden können“. Ein Paradebeispiel dafür wie es nicht sein soll war die Einführung des Betreuungsanspruches für Kinder unter drei Jahren. Die Erwartungen  der Bevölkerung, so die Erfahrungen der Kommunen, seien immens. Die Enttäuschungen der Eltern, wenn sie mangels Geld und Erzieherinnen dann letztendlich für ihre Kinder nicht wunschgemäß einen Betreuungsplatz erhalten, ebenso. Dies führe zu Politikverdrossenheit, die vermieden werden könne.
Die kommunale Seite fordert die Bundesregierung auf, die in der Gemeindefinanzkommission gefassten Beschlüsse schnell umzusetzen. „Allerdings sind weitere Reformen notwendig, um die Zahlungs- und Handlungsfähigkeit der Kommunen langfristig zu sichern“.
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